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Liebe Leserinnen und Leser,

wir freuen uns, Ihnen heute bereits die zweite Ausgabe unseres Newsletters 
zu präsentieren. Die Rechtsprechung im Wohnungseigentumsrecht bleibt in 
Bewegung und bringt immer wieder Entscheidungen hervor, die unmittelbare 
Auswirkungen auf die Verwaltungspraxis und damit auf Ihre tägliche Arbeit 
haben.

In dieser Ausgabe befassen wir uns unter anderem mit der Herausgabe 
digitaler Verwaltungsunterlagen, der Haftung des (faktischen) Verwalters, 
der ordnungsgemäßen Ladung zur Eigentümerversammlung sowie aktuellen 
Entscheidungen zu Beschlussfassungen und baulichen Veränderungen. Wir 
hoffen, dass Ihnen die Beiträge eine Orientierung bieten und Sie bei den Her-
ausforderungen Ihres Verwaltungsalltags unterstützen. Hinweise und Themen-
vorschläge aus Ihrer Praxis nehmen wir weiterhin jederzeit gerne entgegen.

Sie haben Fragen zu den aktuellen Urteilen oder einem konkreten Fall aus 
Ihrer Praxis? Unsere kostenlose Erstberatung ist unter der Hotline-Nummer 
0221 888 92 666 direkt für Sie da – wir unterstützen schnell und unkompliziert.

Wir wünschen eine interessante Lektüre!

Herzliche Grüße!
Ihr Wolfgang Schmitz | bns.Rechtsanwälte

Unsere Themen, für Sie zusammengestellt:
Neues aus der Rechtsprechung – Praxisrelevante Urteile und ihre Auswirkungen

	� Kein Anspruch auf die Übersendung digitaler Verwaltungsunterlagen | LG Frankfurt/Main, Urteil vom 21. Mai 2026, 
2-13 S 60/254 

	� Kein Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Pflicht, Vorschuss leisten zu müssen | BGH, Grundsatzurteil vom 
14. November 2025, V ZR 190/24 

	� Die Haftung des faktischen Verwalters im Sinne der Entscheidung des Bundesgerichtshofes | BGH, Urteil vom 
30. Januar 2026, V ZR 76/25 

	� Das Erfordernis der Ladung aller Eigentümer zur Versammlung im Sinne der gültigen Beschlussfassung | AG Berlin- 
Charlottenburg, Urteil vom 20. Februar 2026, 73 C 143/25 

	� Die Möglichkeit der Erhebung einer Widerklage im WEG Verfahren | BGH, Grundsatzentscheidungen vom 21. März 2025, 
BGH V ZR 1/24 bzw. vom 14. November 2025, V ZR 190/24 

	� Ein Mehrheitsbeschluss über eine bauliche Veränderung muss nicht zwingendermaßen hingenommen werden | AG 
Berlin-Charlottenburg, Urteil vom 18. Juli 2025 - 73 C 51/25 

Wolfgang Schmitz
bns.Rechtsanwälte

Rechtsanwalt
Fachanwalt für Miet- und
Wohnungseigentumsrecht

Hotline für Rechtsfragen:
0221 888 92 666
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Kein Anspruch auf die Übersendung digitaler Verwaltungsunterlagen 
LG Frankfurt/Main, Urteil vom 21. Mai 2026, 2-13 S 60/254

Mit seiner Entscheidung hat das Gericht einem Wohnungseigentümer den Anspruch auf Einsicht in die Verwaltungsunter
lagen zwar nicht verwehrt, jedoch festgeschrieben , dass es bei der Umsetzung auf die Details ankomme und folgerichtig 
der Eigentümer nicht grundsätzlich erwarten kann, dass ihm die Unterlagen per Mail zugesandt werden.

Das Gericht hat hier dem Eigentümer sicherlich zu Recht zugestanden, dass er während der Büroöffnungszeiten des Ver-
walters nach angemessener Vorankündigung von mindestens zwei Werktagen in Papierform Einsicht nehmen kann. Maß-
geblich ist die Vorschrift des § 18 Abs. 4 WEG. Selbst die Bereitschaft des Eigentümers, sich an den Kosten zu beteiligen, 
rechtfertigt diesen Anspruch nicht.

Der Begriff der Einsichtnahme unterscheidet sich von dem Begriff der Überlassung. Insoweit ist der Eigentümer gehalten, 
sich mit dem Verwalter in Verbindung zu setzen, um seine ihm unbestritten zugestanden Ansprüche umsetzen zu können.

Mit der Entscheidung ist allerdings nicht gesagt, dass die WEG die Rechte der Wohnungseigentümer im Hinblick auf 
§ 18 Abs. 4 WEG nicht auch erweitern und damit auch eine Übersendung per Mail zulassen könnte.

Im Ergebnis kann daher die WEG darüber entscheiden, wie ein Auskunftsbegehren des WEG Eigentümers zu erfüllen ist. 
Das Gesetz ist diesbezüglich dispositiv.

Kein Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Pflicht, Vorschuss leisten zu müssen 
BGH, Grundsatzurteil vom 14. November 2025, V ZR 190/24

Der Bundesgerichtshof hat mit einer seiner Entscheidung vom 14.11.2025 –V ZR 190/24-  festgeschrieben, dass mit Blick 
auf den Anspruch der Wohnungseigentümergemeinschaft auf Zahlung beschlossener Vorschüsse, zur Kostentragung und 
zu den Rücklagen, das etwa angedachte Zurückbehaltungsrecht eines Wohnungseigentümers generell ausgeschlossen sei.

Das Zurückbehaltungsrecht stehe gemäß § 273 Abs. 1 BGB nämlich unter dem Vorbehalt, dass sich aus dem Schuldverhält-
nis nichts anderes ergebe. Letzteres sei aber der Fall. Denn das Zurückbehaltungsrecht sei nach der Natur der Schuld und 
dem Zweck der geschuldeten Leistung im Verhältnis eines Eigentümers zur WEG ausgeschlossen. Dieses folge aus dem 
Finanzierungssystem der WEG.

Nur durch den Ausschluss des Zurückbehaltungsrechts sei die Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft sichergestellt.

Das Problemfeld erstreckt sich auch auf den Gesichtspunkt einer möglichen Aufrechnung des Eigentümers. Das Zurück-
behaltungsrecht sei selbst dann ausgeschlossen, wenn die fällige Forderung durch die WEG anerkannt oder rechtskräftig 
anerkannt sei.

Entscheidend ist sicherlich auch in dem Zusammenhang zu erwähnen, dass auch im Falle des Verzuges mit der Erstellung 
einer Jahresabrechnung durch die Verwaltung, dem Eigentümer auf diesem Wege kein Mittel der Wehr zugestanden wird.

Neues aus der Rechtsprechung –  
Praxisrelevante Urteile und ihre Auswirkungen

	 zum Inhalt	 
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Die Haftung des faktischen Verwalters im Sinne der Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
BGH, Urteil vom 30. Januar 2026, V ZR 76/25

Handelt jemand als Verwalter einer WEG, obwohl er weder als Verwalter bestellt noch aufgrund eines gültigen Vertrages 
zum Handeln eines Verwalters verpflichtet ist – sogenannte faktische Verwaltung – treffen den faktischen Verwalter grund-
sätzlich dieselben Pflichten wie den wirksam bestellten, beziehungsweise aufgrund eines Vertrages verpflichteten Verwal-
ter.

Verletzt der faktische Verwalter seine Verpflichtung, haftet er der Gemeinschaft nach § 280 Abs. 1 BGB.

Nicht selten stellt sich in der Praxis die Situation, dass auch mit Auslauf eines Verwaltervertrages bzw. des gesetzlichen 
Bestellungszeitraums in Unkenntnis dieses Auslauftatbestandes eine Verwaltung fortgeführt wird. In diesem konkreten 
Fall ist ein Verwalter nicht ordnungsgemäß bestellt und wir können hier von einem so genannten faktischen Verwalter 
sprechen. Auch in den Fällen, in denen ein Miteigentümer ohne wirksame Beschlussfassung diese Verwalterverpflichtung 
ausübt, spricht man von einem faktischen Verwalter.

Diesem faktischen Verwalter werden die selben Verpflichtungen zugeschrieben wie dem ordnungsgemäß bestellten Ver-
walter. Auch der faktische Verwalter hat die Vermögensinteressen der WEG zu wahren und darf auch keine unberechtigten 
Zahlungen vornehmen.

Die Entscheidung des BGH entspricht der herrschenden Meinung. Dass ein bloß faktischer Verwalter für die WEG die Ent-
würfe der Jahresabrechnung und den Wirtschaftsplan vorliegt, macht diese auch nicht unwirksam. Ruft er eine Versamm-
lung ein, sind auf dieser Versammlung gefassten Beschlüsse gegebenenfalls anfechtbar, aber nicht nichtig.

Insoweit stellt sich in der Konsequenz die elementare Verpflichtung des Verwalters, die Laufzeit seiner Bestellung zu be-
achten, insbesondere Sorge zu tragen, dass die Gemeinschaft über das Ende der Verwaltung in Kenntnis gesetzt wird. Die 
Tätigkeit als Verwalter ohne wirksame Bestellung ist daher sicherlich nicht empfehlenswert.

Das Erfordernis der Ladung aller Eigentümer zur Versammlung im Sinne der gültigen 
Beschlussfassung 
AG Berlin-Charlottenburg, Urteil vom 20. Februar 2026, 73 C 143/25

Das Amtsgericht Charlottenburg hat in seiner Entscheidung festgeschrieben, dass zur Versammlung der WEG sämtliche 
Eigentümer geladen werden müssen, soweit dies nicht ausnahmsweise aus vom Verwalter nicht zu vertretenden Gründen 
unmöglich ist. Eine digitale Ladung ist möglich, soweit der Eigentümer diese Kommunikationsmöglichkeit eröffnet hat. Fehlt 
es aber an dieser Eröffnung, so ist der Verwalter gehalten, die Ladung auf einem anderen zumutbaren Weg, also auch in 
klassischer, analoger Post, dem Eigentümer zukommen zu lassen.

Dieses gilt selbst dann, wenn der Eigentümer gegen eine Verpflichtung verstoßen haben sollte, einen digitalen Kommunika-
tionsweg zu eröffnen.

Werden also nur die Eigentümer geladen, die im Onlineportal des Verwalters einen Account eröffnet beziehungsweise eine 
Mail-Adresse hinterlegt haben, sind die getroffenen Beschlüsse allein deshalb für ungültig zu erklären. Es gilt sicherlich das 
Prinzip, dass ein betroffener Eigentümer Klage erhebt. Auf den Gesichtspunkt der Nichtigkeit der getroffenen Beschlüsse 
kann er sich hierbei nicht berufen.

Der Verwalter kann sich auch nicht aufgrund einer möglichen verwalterlichen Vereinbarung exkulpieren. Durch den Verwal-
tervertrag wird nur die Rechtsbeziehung zwischen den Verwalter und dem Verband geregelt. Eine Regelung innerhalb der 
Gemeinschaft ist durch den Vertrag nicht möglich.

Neues aus der Rechtsprechung –  
Praxisrelevante Urteile und ihre Auswirkungen

	 zum Inhalt	 
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Die Möglichkeit der Erhebung einer Widerklage im WEG Verfahren 
BGH, Grundsatzentscheidungen vom 21. März 2025, BGH V ZR 1/24 bzw. vom 
14. November 2025, V ZR 190/24

Die beiden Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofes vom 21.3.2025 bzw. 14.11.2025 eröffnen der Gemeinschaft 
die Möglichkeit, eine neue oder gegebenenfalls wiederzubelebende Prozessstrategie zu nutzen.

Oft stellt sich die Situation, dass ein Miteigentümer glaubt, mit der Erhebung der Anfechtungsklage sich gegen gewisse 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft zur Wehr setzen zu können. Auch wenn ein streitgegenständlicher 
Beschluss grundsätzlich vom Eigentümer zu beachten wäre, zieht es dieser doch des Öfteren vor, keine Zahlungen im Sinne 
der fälligen Wohngeldzahlungen sicherzustellen.

Zu beachten ist, dass auch im Rahmen eines Anfechtungsprozesses der streitgegenständliche Beschluss bis zu einer rechts-
kräftigen Entscheidung eine Verpflichtung des Eigentümers begründet. Durch die Negierung seiner Verpflichtung kann es 
sicherlich auch zu wirtschaftlichen Engpässen innerhalb der Gemeinschaft kommen.

Abgeleitet aus den zitierten BGH-Entscheidungen eröffnet sich in den Gemeinschaften ein Weg, zum frühestmögliche Zeit-
punkt, d.h. ohne das Anfechtungsverfahren vollständig abwarten zu müssen, eigene Ansprüche durchzusetzen, nämlich 
durch eine Hilfs-Widerklage. Mit dem 1.12.2020 und der hiermit angesprochenen Gesetzesnovellierung ist diese Möglich-
keit der Gemeinschaft gegeben, sich auch gegen einen sich querulantischen bzw. säumigen Miteigentümer zur Wehr zu 
setzen.

Da sich die Anfechtung gegen die Gemeinschaft richtet, kann folglich diese sich auch im Wege der Widerklage einen Zah-
lungsanspruch gegenüber dem säumigen Eigentümer sichern. Erhebt man in diesem Falle die Widerklage nur hilfsweise 
für den Fall, dass die Anfechtungsklage erfolglos bleibt, umgeht man darüberhinaus das Risiko einer Klageabweisung der 
Widerklage.

Die Aufnahme einer aufschiebend bedingten Widerklage bietet sich insbesondere dort an, wo der klagende Miteigentümer 
den regelmäßigen Fehler macht, lediglich einzelne Positionen der Jahresabrechnung oder einen Wirtschaftsplan anzugrei-
fen, ohne vorzutragen, wie sich dieses auf die Abrechnungsspitze auswirkt.

In Bezug auf die Durchsetzbarkeit von Hausgeldforderungen hat der BGH diese Ansprüche gegen jedweden Gegenan-
spruch einzelner Eigentümer geschützt, sie sind daher nahezu unanfechtbar.

Ein Mehrheitsbeschluss über eine bauliche Veränderung muss nicht zwingendermaßen 
hingenommen werden 
AG Berlin-Charlottenburg, Urteil vom 18. Juli 2025 - 73 C 51/25

Mit seiner Entscheidung hat das Amtsgericht die Feststellung getroffen, dass ein Beschluss, der einem Eigentümer die Ein-
verleibung eines Teiles des Gemeinschaftseigentums gestattet, ohne dafür die Gemeinschaft zu kompensieren und ohne 
dass der Begünstigte zukünftig einen größeren Anteil an den laufenden Kosten zu tragen hat, den Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Verwaltung widerspreche.

Mit § 20 Abs. 1 WEG in der seit dem 1.12.2020 geltenden Fassung können Eigentümer mehrheitlich eine bauliche Verände-
rung des Gemeinschaftseigentums beschließen. Ein derartiger Beschluss muss jedoch den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Verwaltung entsprechen und darf die anderen Eigentümer nicht benachteiligen.

Hieraus leitet das Gericht die Verpflichtung und die Feststellung ab, dass ohne finanzielle Kompensation für den Verlust der 
Fläche des Gemeinschaftseigentums ein derartiger Beschluss nicht mit den Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwaltung im 
Einklang stehe. …

Neues aus der Rechtsprechung –  
Praxisrelevante Urteile und ihre Auswirkungen

	 zum Inhalt	 
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Kontakt und Herausgeber

Liebe Immobilienverwalterinnen und -verwalter, liebe Kundinnen und Kunden der Arco GmbH,

wir hoffen, die rechtlichen Orientierungshilfen von Herrn Rechtsanwalt Wolfgang Schmitz aus unserer Partner-
kanzlei bns.Rechtsanwälte waren auch in dieser zweiten Ausgabe hilfreich für Ihre tägliche Praxis. Um den fach-
lichen Austausch zu vertiefen und unser Netzwerk weiter zu stärken, möchten wir Ihnen heute 
bereits einen ganz besonderen Termin ans Herz legen:

Schon vorgemerkt? Unser Hausverwalterseminar findet vom 22. bis 24. Oktober statt!

Nach dem großen Erfolg im vergangenen Herbst geht unser Hausverwalterseminar in die nächste Runde. Gerade 
in Zeiten der digitalen Kommunikation schätzen wir den direkten und persönlichen Austausch mit Ihnen sehr. 
Daher haben wir uns auch diesmal wieder für die bewährte und wunderschöne Kulisse des Hotels Entners am 
See in Pertisau am Achensee (Österreich) entschieden. Mit seiner traumhaften Lage direkt am Wasser und dem 
beeindruckenden Alpenpanorama bietet es erneut den perfekten Rahmen, um abseits des Alltags miteinander ins 
Gespräch zu kommen. Vor Ort bietet sich zudem die ideale Gelegenheit, Herrn Schmitz persönlich zu treffen. Er 
wird uns nicht nur mit seinen Fachvorträgen rechtlich auf den neuesten Stand bringen, sondern steht Ihnen auch 
gerne für den direkten Dialog zur Verfügung. Alle Details finden Sie in der bereits versandten Einladung.

Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre und freuen uns auf Ihr Feedback oder Ihre Anregungen für die 
Themenauswahl.

Herzliche Grüße, 
Ihr Aurel Grießhammer und Klaus Krämer 
Geschäftsleitung der ARCO GmbH, Assekuranzmakler & Assekuranzmanagement

Hotline – Ihr direkter Draht zu den Experten für Rechtsfragen

Für Ihre Fragen zum Immobilien- und Wohneigentumsrecht erreichen Sie die exklusive Hotline für Kunden der 
ARCO GmbH bei bns.Rechtsanwälte mit kostenfreier Erstberatung unter

0221 888 92 666

Wir freuen uns auf Ihren Anruf zu unseren Bürozeiten, werktags von 8 bis 13 Uhr und 14 bis 17 Uhr, freitags bis 16 Uhr.

ARCO GmbH 
Assekuranzmakler & Assekuranzmanagement

Hauptsitz München-Gräfelfing
Freihamer Str. 2
82166 Gräfelfing

Telefon:	 089 14 38 58–0
Telefax:	 089 14 04 431
E‑Mail:	 graefelfing@arco24.de

bns.Rechtsanwälte 
Bruckhoff Nowak Schmitz

Theodor-Heuss-Ring 36 
50668 Köln 

Telefon:	 0221 888 92 650
Telefax:	 0221 888 92 655
E-Mail:	 info@bns-rechtsanwaelte.de

… Insbesondere bleibt zu betonen, dass eine Beschlussfassung ohne Anpassung des Kosten-Verteilungsschlüssels nicht 
haltbar ist. Ohne Beachtung dieser Kriterien sind die Voraussetzungen von §  20 Abs. 1, 4 WEG nicht gegeben. 

Der Entscheidung ist beizutreten.

Neues aus der Rechtsprechung –  
Praxisrelevante Urteile und ihre Auswirkungen
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